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EINFÜHRUNG - Die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich die Welt der In-
dustrie – wie auch die Arbeit an sich –

im Zuge der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 
nachhaltig verändert. So beschreiten die Unternehmen 
in den globalisierten Märkten heute neue Wege bei der 
Organisation der Arbeit und greifen auf neue flexible Be-
schäftigungsformen zurück, die einzig und allein das Ziel 
verfolgen, die Produktivität zu steigern. Darüber hinaus 
führen die Digitalisierung und die neuen Technologien zu 
einer Ausweitung der Arbeitszeit. Derartige Umstellungen 
haben die Arbeitsmuster und den Arbeitsrhythmus radikal 
verändert. 

In kürzester Zeit haben die Auswirkungen dieser Ver-
änderungen zu Spannungen am Arbeitsplatz geführt, die 
sich auch auf das Privatleben der Arbeitnehmer auswir-
ken und die psychosozialen Risiken erhöhen. Da sich die 
Arbeitnehmer unter Druck fühlen, die Anforderungen des 
modernen Arbeitslebens zu erfüllen und dessen Rhythmus 
gerecht zu werden, haben sich auch in hoch entwickelten 
Ländern überall neue Arten von herausgebildet, die sich 
von den traditionellen Risiken unterscheiden. 

Als Teil der arbeitsmedizinischen Aspekte am Arbeits-
platz kann der gezielte Umgang mit Stress zu einem ver-
besserten Sicherheits- und Gesundheitsschutz bei der Ar-
beit führen und sich demzufolge in wirtschaftlicher und 
sozialer Hinsicht auf Unternehmen, Arbeitnehmer und die 
Gesellschaft als Ganzes auswirken. 

Ziel der vorliegenden Studie ist eine gezielte Auseinan-
dersetzung mit den neu auftretenden Risiken –

insbesondere psychosozialer Natur. Dabei wird ihre 
Entstehung beleuchtet, der regulatorische Rahmen her-
ausgestellt, und untersucht, wie die öffentlichen Verwal-
tungen in Italien, Spanien, Belgien und Deutschland mit 
ihnen umgehen. Die hierbei angewandte Methode besteht 
aus einer qualitativen Untersuchung, die in den oben er-
wähnten Ländern durch halbstrukturierte Interviews mit 
den Beratern der öffentlichen Verwaltungen und den mit 
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz be-
trauten Bediensteten durchgeführt wurden. Weitere In-
formationsquellen wurden unter Bezugnahme auf den 
Forschungshintergrund herangezogen, darunter auch die 
EU-Gesetzgebung, die vonseiten der EU-Institutionen und 
Agenturen durchgeführten Studien, Statistiken und Um-
fragen sowie  wissenschaftliche Literatur.
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1. Verankerung von Sicherheit- und Gesundheitsschutz  
 am Arbeitsplatz in den EU-Verordnungen

Artikel 153 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (AEUV) definiert die Aufgaben der EU 
im Bereich des Schutzes von Gesundheit und Sicherheit 
am Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zum 
Schutz der Gesundheit und der zu unterstützen und zu 
ergänzen. Das Arbeitnehmerrecht auf gesunde und sichere 
Arbeitsbedingungen ist auch in Artikel 31 der EU-Grund-
rechtecharta verankert, die im Jahr 2000 verabschiedet 
wurde und mit dem Lissabon-Vertrag im Jahr 2009 für die 
EU rechtlich bindend wurde.

Das Europäische Parlament und der Rat können inner-
halb ihres jeweiligen Kompetenzrahmens Maßnahmen 
treffen, die darauf abzielen, die Zusammenarbeit zwischen 
Mitgliedstaaten zu fördern, ohne jedoch eine Harmonisie-
rung von deren Gesetzen und Richtlinien vorzunehmen. 
Gleichzeitig haben das Europäische Parlament und der Rat 
im Bereich des Gesundheits- und Sicherheitsschutzes für 
Arbeitnehmer die Richtlinien Minimalanforderungen im 
Zusammenhang mit den Bedingungen und technischen . 

Die Rolle der Europäischen Union im Bereich des Si-
cherheits- und Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz be-
steht in der Vorbeugung von Unfällen und Krankheiten, 
die im Zusammenhang mit der Ausführung der Beschäf-
tigung stehen (darunter fallen sowohl die während der 
Ausführung der Tätigkeit als auch die zu einem späteren 
Zeitpunkt auftretenden Beschwerden). Dies erfolgt, soweit 
im angemessenem Rahmen durchführbar, über die Mi-
nimierung der dem jeweiligen Arbeitsumfeld inhärenten 
Gefahrenquellen, um so die physische und psychische Ge-
sundheit der Arbeitnehmer zu schützen. 

Das Vorbeugen von Risiken und die Umsetzung von 
Maßnahmen im Sinne einer sichereren und gesünderen 
Gestaltung der Arbeitsplätze ist dringend erforderlich, 
um die Arbeitsbedingungen zu verbessern und zugleich 
die Wettbewerbsfähigkeit zu fördern. Tatsächlich beein-
trächtigen Unfälle am Arbeitsplatz sowie arbeitsbedingte 
Erkrankungen das gesamte nationale und europäische 
Wirtschaftssystem da sie den Verlust von Arbeitstagen 
sowie eine verringerte Gesamtproduktivität und erhöhte 
Sozial- und Pflegekosten nach sich ziehen. Dem 2009 ver-
öffentlichten European Risk Observatory Report zufolge 
waren zwischen 

50% und 60% aller verlorener Arbeitstage auf arbeitsbe-
dingten Stress zurückzuführen. 

1.1. DER RECHTLICHE RAHMEN

Die erste europäische Maßnahme im Zusammenhang mit 
dem Schutz von Sicherheit und Gesundheit am Arbeits-
platz erfolgte 1989 durch die Europäische Rahmenrichtli-
nie 89/391 EWG über die Durchführung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits-

schutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit, die noch immer 
einen grundlegenden Meilenstein für die Verbesserung der 
Präventivkultur und der nationalen Gesetzgebung zum 
Schutz von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 
darstellt. Diese wichtige Richtlinie des Rates legt die Mi-
nimalanforderungen für die jeweiligen nationalen Gesetz-
gebungen fest, erlaubt aber auch strengere Regelungen. 
Sie gilt sowohl für die Privatwirtschaft wie auch für den 
öffentlichen Sektor, wobei einige spezifische öffentliche 
nicht eingeschlossen sind. Die Richtlinie verpflichtet die 
Arbeitgeber zur Gewährleistung der Gesundheit und Si-
cherheit ihrer Arbeitnehmer über die Durchführung von 
Risikobewertungen am Arbeitsplatz, der Einführung von 
Maßnahmen zur Abschwächung identifizierter Risiken, 
die Erarbeitung von Arbeitssicherheitsbestimmungen und 
die Durchführung angemessener Schulungsmaßnahmen 
für das Personal. 

Obwohl sich die Rahmenrichtlinie zur Verbesserung 
der Sicherheit und des bezieht, schreibt sie den Arbeit-
gebern doch vor, die Gesundheit und Sicherheit ihrer 
Arbeitnehmer in sämtlichen arbeitsbezogenen Aspekten 
sicherzustellen. So verpflichtet sie Arbeitgeber zur Pla-
nung einer Arbeitsorganisation, welche die Gesundheit 
der Arbeitnehmer nicht gefährdet. Dies gilt vor allem im 
Hinblick auf die Gestaltung des Arbeitsplatzes, die Wahl 
der Arbeitsausrüstung und die Organisation der Produk-
tionstätigkeiten. Ebenso verpflichtet sie zur Entwicklung 
einer kohärenten umfassenden Präventionsstrategie, die 
sowohl die technischen Aspekte als auch die Organisation 
der Arbeit, deren Bedingungen, die Beziehungen zwischen 
den Sozialpartnern und den Einfluss von Faktoren im Zu-
sammenhang mit dem Arbeitsumfeld.

Auf diese Rahmenrichtlinie stützt sich eine Reihe von 
Folgerichtlinien, die sich mit spezifischen Gesundheits- 
und Sicherheitsaspekten, wie etwa die Minimalanforde-
rungen für den Arbeitsplatz, die Schutzausrüstung für das 
Personal, die Ausstattung des Computerbildschirms und 
den manuellen Umgang mit Lasten befassen. Im Jahr 2004 
veröffentlichte die Europäische Kommission die Mittei-
lung Nr. 2004/62 hinsichtlich der praktischen Umsetzung 
der in diesen Richtlinien enthaltenen Bestimmungen.  

1.2. DER POLITISCHE RAHMEN

Auf gewerkschaftlicher Seite unterzeichneten die bran-
chenübergreifenden Sozialpartner im Jahr 2004 ein 
EU-weites Rahmenabkommen in Bezug auf arbeitsbezo-
genen Stress. die Bewältigung von Stress am Arbeitsplatz 
zu einer höheren Effizienz und zur Verbesserung von Ge-
sundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz führe, was sich 
wiederum in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht posi-
tiv auf Unternehmen, Arbeitnehmer und die (siehe EGB, 
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UNICE, UEAPME, CEEP, 2004, Rahmenabkommen zu 
arbeitsbedingtem Stress). Aus diesem Grund zielte die 
Vereinbarung darauf ab, das Bewusstsein der Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer und ihrer jeweiligen Vertreter in Bezug auf 
arbeitsbedingten Stress zu schärfen und ihre Aufmerksam-
keit auf Anzeichen zu richten, die auf Probleme in diesem 
Zusammenhang hinweisen könnten. 

Die Arbeit der Europäischen Union zur Förderung des 
Gesundheits- und Sicherheitsschutzes am Arbeitsplatz 
wurde in den letzten Jahrzehnten im Rahmen eines po-
litischen Strategierahmens fortgesetzt, der zwei Haupt-
bestandteile umfasst: Einerseits die Erarbeitung eines 
umfassenden Bestandes an Rechtsvorschriften, der die 
wichtigsten Risiken am Arbeitsplatz abdeckt und allge-
meine Definitionen, Strukturen und Regeln bereitstellt, 
die von den Mitgliedsstaaten auf ihre jeweiligen nationa-
len Umstände angepasst werden. Der zweite wesentliche 
Bestandteil, der bereits seit den frühen 1980er-Jahren 
existiert, besteht aus einer Reihe mehrjähriger Aktions-
programme, die später von den europäischen Strategien 
(über die Zeitrahmen 2002-06, 2007-12 und 2014-20) 
abgelöst wurden. Ihre Aufgabe besteht in der Erarbeitung 
von Prioritäten und gemeinsamen Zielsetzungen sowie der 
Schaffung eines Koordinationsrahmens für die jeweiligen 
nationalen Strategien und Förderung einer gesamtheitli-
chen Präventionskultur. 

Das Ziel der Gemeinschaftsstrategie zum Gesundheits- 
und Sicherheitsschutz am Arbeitsplatz (2002-2006) be-
stand darin, die drei Grundvoraussetzungen für einen 
sicheren und gesunden Arbeitsplatz ins Gedächtnis zu ru-
fen: Konsolidierung der Risikopräventionskultur, bessere 
Anwendung der bestehenden Gesetze und globaler Ansatz 
hinsichtlich auf das Wohlbefinden bei der Arbeit unter Be-
rücksichtigung der Veränderungen am Arbeitsplatz sowie 
des Auftretens neuer Risiken, insbesondere derer psycho-
sozialer Natur. Die nachfolgende Gemeinschaftsstrategie 
2007-2012 hatte sich zum Ziel gesetzt, die richtige Um-
setzung der EU-Gesetzgebung zu gewährleisten und klei-
ne und mittelgroße Betriebe (KMUs) bei der Umsetzung 
der gültigen Gesetzgebung zu unterstützen (z.B. durch 
Verbreitung von Leitlinien, bewährten Vorgehensweisen 
auf lokaler Ebene und einfachen Instrumenten zur Er-
leichterung der Risikobewertung). Darüber hinaus sollte 
der rechtliche Rahmen auf die Veränderungen am Arbeits-
platz, insbesondere im Hinblick auf die KMUs angepasst 
und vereinfacht und die Entwicklung und Umsetzung der 
nationalen Strategien gefördert werden. Darüber hinaus 
zielte die Strategie darauf ab, die Arbeitnehmer zur Ver-
änderung ihrer Verhaltensweisen zu motivieren und ihre 
Arbeitgeber zu ermutigen, gezielt gesundheitsorientierte 
Ansätze zu verfolgen und die Themen Gesundheit und 
Sicherheit auf internationaler Ebene zu fördern. Da Pro-
bleme im Zusammenhang mit psychischen Beeinträchti-
gungen die vierthäufigste Ursache von Arbeitsunfähigkeit 
darstellen, hat die Europäische Kommission gezielt auf 
die wichtige Bedeutung von Verhandlungen zwischen den 
Sozialpartnern zur Vorbeugung von Gewalt und Belästi-

gung am Arbeitsplatz hingewiesen und diese aufgefordert, 
Schlussfolgerungen aus der Bewertung der Umsetzung des 
Europäischen Rahmenabkommens zu arbeitsbedingtem 
Stress zu ziehen. 

Vor kurzem verabschiedete die Europäische Kommissi-
on einen neuen Strategierahmen zum Schutz von Gesund-
heit und Sicherheit am Arbeitsplatz 2014-2020, der die 
wichtigsten Herausforderungen und strategischen Zielset-
zungen herausstellt. Mit diesem neuen Rahmen soll sicher-
gestellt werden, dass die EU gemäß der Europa 2020-Stra-
tegie auch weiterhin eine führende Rolle bei der Förderung 
der hohen Standards im Bereich der Arbeitsbedingungen 
innerhalb Europas wie auch international spielt. Der Stra-
tegierahmen stellt die nachfolgenden Aspekte als die drei 
größten Herausforderungen im Zusammenhang mit dem 
Schutz von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz he-
raus: Verbesserung der Implementierung der bestehenden 
Gesundheits- und Sicherheitsbestimmungen insbesondere 
durch die Verbesserung der Kapazitäten von Klein- und 
Kleinstunternehmen zur effizienten Umsetzung wirksa-
mer Präventionsstrategien; Verbesserung der Prävention 
arbeitsbedingter Erkrankungen durch Bewältigung neu 
auftretender Risiken ohne Vernachlässigung der bereits 
bestehenden Risiken; Berücksichtigung der Alterung der 
europäischen Beschäftigten. Psychosoziale Risiken fallen 
unter die neu auftretenden Risiken und sind daher wieder 
als eine der heute schwierigsten Herausforderungen anzu-
erkennen. 

Die Europäische Kommission arbeitet sowohl mit der 
Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA) als auch mit der Eu-
ropäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen (Eurofound) zusammen, um Infor-
mationen über die Gesundheit und Sicherheit am Arbeits-
platz zu verbreiten und das Bewusstsein diesbezüglich zu 
erhöhen. 

In den vergangenen Jahren lag das Hauptaugenmerk der 
Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA) auf der Problematik 
rund um arbeitsbedingten Stress, den sie als eine der größ-
ten Herausforderungen für Gesundheit und Sicherheit in 
Europa bestätigt. Im Jahr 2009 führte EU-OSHA mit der 
Europäische Unternehmensumfrage über neue und auf-
kommende Risiken (ESENER) die erste europaweite Um-
frage zu Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz durch. 
Die Umfrage richtete sich an Führungskräfte und an die 
mit Gesundheits- und Sicherheitsbelangen betrauten Ar-
beitnehmervertreter und erstreckte sich auf Unternehmen 
des privaten und öffentlichen Sektors in allen 27 EU-Mit-
gliedstaaten mit mehr als zehn Beschäftigten (darunter 
auch Kroatien, obwohl Kroatien zum damaligen Zeitpunkt 
noch kein Mitgliedstaat der Europäischen Union war und 
erst am 1. Juli 2013 der EU beitrat.) Trotz der Fokussie-
rung auf ein breites Spektrum von Risiken am Arbeitsplatz 
richtete die ESENER-Umfrage ein Hauptaugenmerk auf 
den Bereich der psychosozialen Risiken, worunter auch 
Stress zählt.
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2. Arbeitsbedingter Stress und psychosoziale Risiken

Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) hat die psy-
chosozialen Risikofaktoren im Wechselwirkungen zwi-
schen und innerhalb des Arbeitsumfeld, dem Inhalt der 
Beschäftigung, den Unternehmensbedingungen und den 
Fähigkeiten der Arbeitnehmer sowie den Bedürfnissen, 
der Kultur den individuellen außerberuflichen Aspek-
ten“ bezeichnet, „die über Wahrnehmung und Erfahrung 
Einfluss auf Gesundheit, Arbeitsleistung . Darüber hinaus 
stellte die ILO fest, dass auch die Unsicherheit des Ar-
beitsplatzes, hohe Anforderungen, Arbeitsintensität, emo-
tionale Anforderungen, fehlende Autonomie, der Mangel 
an Sozialbeziehungen und eine schlecht wahrgenommene 
Führung ebenfalls als psychosoziale Risiken gewertet wer-
den können. 

Diese Risikofaktoren sind potenziell mit Stress, Depres-
sionen und stressbedingten Krankheiten wie etwa Burnout 
verbunden, die zu einem immer größeren Problem in der 
Arbeitswelt werden. Das Burnout-Syndrom kann als Zu-
stand körperlicher und geistiger Erschöpfung beschrieben 
werden, der sich aus einer längeren Exposition gegenüber 
emotionalen und zwischenmenschlichen psychosozialen 
Risiken am Arbeitsplatz ergibt. Es kann auftreten, wenn 
die Verbindungen zwischen dem Unternehmen und dem 
Arbeitnehmer auf der Ebene der wichtigsten Arbeitsberei-
che unterbrochen werden: Werte, Fairness, Gemeinschaft, 
Entlohnung, Kontrolle und Arbeitsbelastung. Stress her-
vorrufende Arbeitsbedingungen, wie etwa die Unsicher-
heit der Beschäftigung wie auch Gewalt und Belästigung 
am Arbeitsplatz, stehen in engem Zusammenhang mit der 
Art und Weise, wie die Arbeit gestaltet, organisiert und ge-
führt wird und hängt auch mit dem wirtschaftlichen und 
sozialen Kontext zusammen. 

In Anbetracht der nationalen Studien über psychoso-
ziale Risiken ist es bemerkenswert, dass das französische 
Arbeitsministerium im Jahr 2008 ein Forschungsprojekt 
in Form Sachverständigenkollegiums zur Beobachtung 
psychosozialer Risiken am Arbeitsplatz“ Dieses Sachver-

ständigenkollegium hat sich mit einer Reihe von wissen-
schaftlichen Publikationen auseinandergesetzt und im Jahr 
2011 einen abschließenden Bericht mit dem Messung der 
psychosozialen Faktoren der Gesundheitsrisiken am Ar-
beitsplatz und als Risiken für die geistige, physische und 
soziale Gesundheit definiert, die aus den Beschäftigungs-
bedingungen sowie unternehmerischen und zwischen-
menschlichen Faktoren entstehen können, die möglicher-
weise über die Fähigkeit verfügen, die mentale Mesurer 
les facteurs psychosociaux de risque au travail pour les 
maîtriser. Bericht des Sachverständigenkollegiums zum 
Follow-up psychosozialer Risiken am Arbeitsplatz, erstellt 
auf Anfrage des französischen Ministeriums für Arbeit, Be-
schäftigung und ).

Obwohl es keine allgemein akzeptierte Definition von 
Stress gibt, merkt Eurofound an, es einen breiten Konsens 
darüber gibt, dass hierzu ein Ungleichgewicht zwischen 
den wahrgenommenen Anforderungen und den für de-
ren Bewältigung bereitstehenden (siehe Eurofound, 2010, 
Arbeitsbedingter Stress). Das Rahmenabkommen über ar-
beitsbedingten Stress aus dem Jahr 2004, das von den Sozi-
alpartnern einen Zustand, der mit physischen, psychischen 
und sozialen Beschwerden oder Fehlfunktionen einhergeht 
und aus dem individuellen Gefühl resultiert, sich nicht in 
der Lage zu fühlen, Anfordernissen oder Erwartungen, die 
an einen gestellt werden, gerecht zu werden. Ein einzelner 
Mensch ist durchaus in der Lage, mit kurzfristigem Druck 
umgehen zu können, der als positiv erachtet werden kann, 
hat jedoch größere Schwierigkeiten, (siehe EGB, UNICE, 
UEAPME, CEEP, 2004, Rahmenabkommen zu arbeitsbe-
dingtem Stress). Obwohl Stress nicht als Krankheit defi-
niert werden kann, kann eine längere Stressexposition zur 
Verringerung der Arbeitseffizienz führen und sogar Krank-
heiten verursachen. Weitere allgemeine Ursachen, die zu 
arbeitsbedingtem Stress führen können, sind die mangeln-
de Kontrolle über die Arbeit sowie die mangelnde Unter-
stützung seitens der Kollegen und Vorgesetzten. 
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Stress am Arbeitsplatz beeinträchtigt jedoch nicht nur 
die betroffene Person selbst und kann zu gesundheitlichen 
Auswirkungen von der Erkrankung der Herzkranzgefäße 
bis hin zu Depression führen, sondern wirkt sich auch 
auf das Unternehmen insgesamt aus und führt dort zu 
erhöhten Fehlzeiten, verringerten Leistungen und einer 
höheren Personalfluktuation, da Arbeitnehmer tendenziell 
nicht lange in Arbeitsumfeldern mit hoher Stressbelastung 
ausharren. Es ist daher auch im Interesse von Unterneh-
men, Stress am Arbeitsplatz in den Griff zu bekommen: 
Dies verbessert nicht nur das mentale Wohlergehen der 
Beschäftigten, sondern steigert auch die Effizienz und Pro-
duktivität des gesamten Unternehmens. 

Jüngsten Einschätzungen zufolge (siehe Europäische 
Kommission, 2014, Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss sowie den Ausschuss der 
Regionen zu einem EU-Strategierahmen zum Schutz von 
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 2014-2020) 
können Investitionen in den Gesundheits- und Sicher-
heitsschutz am Arbeitsplatz zu einer durchschnittlichen 
Ertragssteigerung von 2.2% führen. Zu beobachten waren 
Steigerungen zwischen 1.29% und 2.89%. Gesundheit 
und Sicherheit am Arbeitsplatz wird dennoch in vielen 
Unternehmen eher als Kostenfaktor denn als rentable In-
vestition verstanden. Aus diesem Grund zielen manche 
von ihnen darauf ab, die Ausgaben durch Nichteinhalten 
der Gesundheits- und Sicherheitsstandards zu verringern. 
Der Rückgang bei den öffentlichen Ausgaben beeinträch-
tigt darüber hinaus die Kapazitäten der Arbeitsinspekto-
ren und andere mit Gesundheits- und Sicherheitsbelangen 
betrauten Dienststellen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 

Aus geschichtlichen Erwägungen verfügt jedes in diesem 
Dokument berücksichtigte Land über unterschiedliche so-
ziologische, institutionelle und wirtschaftliche Strukturen, 
die sich auf die Produktionstätigkeit und den Umgang mit 

der Gesundheits- und Sicherheitsthematik entsprechend 
auswirken. So sind in jedem Mitgliedsstaat verschiedene 
Arten von Beschäftigungsrisiken in Betracht zu ziehen, 
so lange es - insbesondere im öffentlichen Sektor, der be-
trächtlich von den institutionellen und politischen Unter-
schieden zwischen den verschiedenen Ländern beeinflusst 
ist - verschiedene Arten und Weisen der Arbeitsgestaltung 
und -organisation gibt. 

Der EU-Agentur EU-OSHA zufolge führen die Konse-
quenzen von Stress am Arbeitsplatz auf organisatorischer 
Ebene unter anderem zu hohen Fehlzeiten, einer ausge-
prägten Personalfluktuation, der mangelhaften Einhaltung 
von Terminen, disziplinären Problemen, Belästigung, ver-
ringerter Arbeitsleistung bei der Ausführung bestimmter 
Aufgaben, Unfällen, Fehlern sowie erhöhten Kosten für 
Ausgleich und Gesundheitsversorgung. Auf individueller 
Ebene kann arbeitsbedingter Stress zu emotionalen Re-
aktionen (Reizbarkeit, Verängstigung, Schlafstörungen, 
Depression, Hypochondrie, Entfremdung, Burn-out, fa-
miliäre Probleme) führen oder auch kognitive Reaktionen 
(Konzentrationsschwierigkeiten, Beeinträchtigung des Er-
innerungsvermögens, Schwierigkeiten beim Erlernen neu-
er Dinge und dem Treffen von Entscheidungen) hervorru-
fen. Weitere Folgen sind Verhaltensreaktionen (Drogen-, 
Alkohol- und Tabakmissbrauch, destruktives Verhalten) 
sowie physiologische Reaktionen (Rückenbeschwerden, 
geschwächte Immunität, Magengeschwüre, Herzproble-
me, Bluthochdruck). Zudem liegen Erkenntnisse darüber 
vor, dass psychosoziale Risiken (wie z. B. die Unsicherheit 
des Arbeitsplatzes, eine verminderte Kontrolle, hohe An-
forderungen und ein Ungleichgewicht zwischen Leistung 
und Entlohnung) sowie arbeitsbezogener Stress in Ver-
bindung mit gesundheitsbedingten Verhaltensrisiken wie 
etwa Alkoholkonsum, Übergewicht, seltenere körperliche 
Betätigung, erhöhter Tabakkonsum und Schlafstörungen 
stehen.
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3. Auf dem Weg zu neuen Arbeitsmodellen

3.1. UNSICHERERE VERTRÄGE

Die Globalisierung hat der wirtschaftlichen Entwicklung 
beträchtliche neue Möglichkeiten eröffnet, konfrontiert 
sie aber auch mit der Gefahr des weltweiten Wettbewerbs, 
indem von ihr Druck auf die Arbeitsbedingungen und die 
Achtung von Grundrechten ausgeht. Tatsächlich ging das 
Aufkommen des weltweiten Wettbewerbs durch die Markt-
globalisierung mit einem Anstieg an qualitativ minderwer-
tigen Arbeitsplätzen einher, da die Beschäftigungsmodelle 
mehr und mehr auf eine höhere Flexibilität im Arbeitspro-
zess, höhere Anteile an Teilzeitverträgen und temporärer 
Beschäftigung, die Beschäftigung von Angestellten als Selb-
ständige sowie auf prekäre Verträge abzielten. 

Aufgrund der derzeitigen Rezession, die den Rhythmus 
des organisatorischen Wandels und Restrukturierung noch 
verstärkt, sind die Arbeitnehmer mehr und mehr mit pre-
kärer Beschäftigung, verringerten Arbeitsgelegenheiten, der 
Angst vor dem Verlust ihres Arbeitsplatzes, Massenentlas-
sungen, Arbeitslosigkeit, verringerter finanzieller Stabilität 
und den sich daraus ergebenden ernsthaften Konsequenzen 
für ihre mentale Gesundheit und ihr Wohlbefinden kon-
frontiert. Die ersten Ergebnisse der sechsten Europäischen 
Erhebung über die Arbeitsbedingungen (EWCS) haben er-
geben, dass 16% der im Jahr , dass sie in den kommenden 
sechs Monaten möglicherweise ihren Arbeitsplatz verlieren 
könnten. Mehrjährige Studien haben zudem gezeigt, dass 
Instabilitäten sowie das mangelnde Vertrauen, in die Ar-
beitnehmer zu investieren, zu einer erhöhten Arbeitsplat-
zunsicherheit und zur Steigerung von arbeitsbedingtem 
Stress führen kann. Gleichzeitig führen Arbeitnehmer mit 
unsicheren Verträgen in der Regel gefährlichere Arbeiten zu 
schlechteren Bedingungen aus und erhalten zudem weni-
ger Schulung und Weiterbildung in Bezug auf die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz. 

Die jüngsten Studien weisen auf eine erhebliche Kor-
relation zwischen nicht standardisierten Arbeitsverhältnis-
sen und mentaler Gesundheit hin. Die ILO definiert nicht 
abweicht. Als solche gilt eine unbefristete Vollzeitbeschäf-
tigung in Form einer hierarchischen Beziehung zwischen 
einem Arbeitnehmer und einem Arbeitgeber“ (siehe ILO, 
2016, Nicht standardisierte Beschäftigung weltweit: Her-
ausforderungen verstehen und Zukunftsperspektiven ge-
stalten). Soweit „die Beschäftigung mit der Leistung von 
Überstunden sowie der Arbeit zu unüblichen Zeiten ver-
bunden ist oder versucht wird, mehreren Beschäftigungen 
zugleich nachzugehen, kann eine nicht standardisierte 
Beschäftigung zum Aufeinanderprallen verschiedener 
Zeitpläne, zu erhöhten Stressniveaus, einem höheren Ver-
letzungsrisiko am Arbeitsplatz selbst wie auch außerhalb 
desselben führen und eine stark negative Auswirkung auf 
das Gleichgewicht.

3.2. LANGE ARBEITSZEITEN

Eine weitere Tendenz, die sich aus den jüngsten Verän-
derungen auf dem Arbeitsmarkt in der Produktion hin 
zu eher administrativ geprägten Tätigkeiten. Dies führt 
auch dazu, dass von mehr Beschäftigten höhere und fach-
übergreifende Fähigkeiten verlangt werden und sie bei 
der Ausführung der ihnen zugewiesenen Aufgaben über 
mehr Autonomie verfügen müssen. Den wichtigsten Er-
kenntnissen der sechsten Europäischen Erhebung über die 
Arbeitsbedingungen (EWCS) zufolge, zeigte sich 2015 die 
Mehrheit (58%) zwar mit ihren Arbeitsbedingungen zu-
frieden. Dennoch berichten 21% der Arbeitnehmer über 
davon abhält, Zeit mit ihrer Familie zu verbringen. 

Abgesehen von jeglichen Auswirkungen im Zusammen-
hang mit der Arbeitszeitrichtlinie (Richtlinie 2003/88/EG), 
auf deren Grundlage sich die EU-Mitgliedstaaten dazu 
verpflichten, die Einhaltung einer Höchstgrenze von wö-
chentlichen Arbeitsstunden sowie eine tägliche Mindestru-
hezeit, einen Jahresurlaub und weitere Minimalstandards 
für alle Arbeitnehmer zu garantieren, ist es wichtig, darauf 
hinzuweisen, dass überlange Arbeitszeiten die Gesundheit 
der Arbeitnehmer beeinträchtigen, da sie Ursache von 
psychischer Erschöpfung, Schlafstörungen, mangelnder 
Konzentrationsfähigkeit und der sich daraus ergebenden 
verringerten Leistung bei der Ausführung bestimmter Auf-
gaben sind. 
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3.3. DIE (MASSIVE) WEIT VERBREITETE NUTZUNG 
NEUER TECHNOLOGIEN UND DIGITALER NETZE

Das Aufkommen der Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT) hat jeden einzelnen Aspekt der Arbeit 
revolutioniert, da diese Technologien in der Produktion 
wie auch in sämtlichen kaufmännischen Tätigkeiten ein 
Motor für Innovation sind. Dies gilt für den öffentlichen 
Sektor ebenso wie für die Privatwirtschaft. Zwar stellt die 
Verbreitung von digitalen Hilfsmitteln wie etwa mobilen 
IT-Geräten eine riesige Innovation dar, die sowohl die Pro-
duktivität als auch die Wettbewerbsfähigkeit in wesentli-
chen Bereichen erhöht. Andererseits kann sie zu radika-
len und massiven Veränderungen in den Arbeitsabläufen 
führen und einen erhöhten Arbeitsanfall, die Leistung von 
Überstunden, längere Arbeitszeiten und eine Fragmentie-
rung der Freizeit nach sich ziehen. 

Die Ausweitung der täglichen Arbeitsstunden stellt nicht 
nur eine Bedrohung für das Gleichgewicht von Berufs- und 
Privatleben dar, sondern führt auch zu einer erheblichen 
Unregelmäßigkeit der Arbeitszeiten, was unter anderem 
auf eine unangemessene Planung der Arbeitsschichten 
oder die Überlappung von Arbeit und Freizeit zurückzu-
führen ist. In der Tat hat das Aufkommen des Internets 
und der neuen Technologien zu vielen Veränderungen und 
Innovationen in den Arbeitsprozessen geführt, wodurch 
die Grenzen zwischen Privat- und Arbeitsleben mehr und 
mehr verschwimmen. Viele Unternehmen führen Projekt-
management-Plattformen ein, mit denen die Arbeitnehmer 
die Möglichkeit erhalten, von einem Computer zu Hause  

oder einem Smartphone bzw. einem Tablet auf die zu erle-
digende Arbeit zuzugreifen, mit den Teams zu chatten und 
Dateien gemeinsam zu nutzen (z.B. über Telearbeit, Smart 
Working usw.) 

Gerade durch die massive Verbreitung von Smartpho-
nes, die es ermöglichen, berufliche E-Mails auch über die 
festgelegten Arbeitsstunden hinaus zu empfangen, sind die 
Arbeitnehmer überall und zu jeder Zeit erreichbar gewor-
den. Dies gerät nun zu einer Gefahr für das Gleichgewicht 
zwischen dem Berufs- und Privatleben der Arbeitnehmer, 
die sich verpflichtet fühlen, die in ihrer Freizeit eintreffen-
den E-Mails sofort zu lesen und schnellstmöglich darauf 
zu antworten, da eine nahezu sofortige Reaktion zu jeder 
Tages- und Nachtzeit als Zeichen guter Leistung wahrge-
nommen wird. Aus diesem Grund drängen viele Experten 
auf eine Untersuchung der Auswirkungen der IKT auf die 
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, da sie in den 
allermeisten Branchen – darunter auch im öffentlichen 
Sektor – allgegenwärtig sind und viele verschiedene Be-
rufsbilder in allen EU-Mitgliedstaaten betreffen. 

Den wichtigsten Erkenntnissen der Sechsten Europä-
ischen Erhebung über die Arbeitsbedingungen (EWCS) 
zufolge berichten 45% der Arbeitnehmer darüber, in den 
letzten zwölf Monaten bereits in ihrer Freizeit gearbeitet zu 
haben, um die Arbeitsanforderungen bewältigen zu kön-
nen: 3% tun dies täglich, 7% mehrmals pro Woche und 
13% mehrmals pro Monat.
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4. Wie sind die neu entstehenden Risiken am 
 Arbeitsplatz am besten in den Griff zu bekommen?

Ein von Eurofound und EU-OSHA gemeinsam erstellter 
Bericht aus dem Jahr 2014 über psychosoziale Risiken 
in Europa legte dar, dass die Risiken je nach Sektor, Be-
schäftigung, Unternehmensgröße und Arbeitnehmergrup-
pierungen unterschiedlich verteilt sind (siehe Eurofound, 
EU-OSHA, 2014, Psychosoziale Risiken in Europa. Präva-
lenz und Präventionsstrategien). Aus diesem Grund sind 
die entsprechende Zielgruppe und die wichtigsten Aspekte 
bei der Planung von Kampagnen oder anderen Initiativen 
sorgfältig in Betracht zu ziehen. 

In Bezug auf die Altersunterschiede zeigten die wich-
tigsten Erkenntnisse der Sechsten Europäischen Erhebung 
über die Arbeitsbedingungen (EWCS), dass junge Arbeit-
nehmer vermehrt einer höheren Arbeitsintensität sowie 
Schichtarbeit, widrigem Sozialverhalten und Arbeitsplat-
zunsicherheit im Vergleich zu anderen Arbeitnehmern 
ausgesetzt sind. Andererseits berichten Arbeitnehmer über 
50 über ein besseres Gleichgewicht zwischen ihrem Be-
rufs- und Privatleben und eine geringere Arbeitsintensität. 
Zugleich bieten sich ihnen jedoch auch geringere Fort-
kommensmöglichkeiten und ein unzureichendes Weiter-
bildungsangebot. 

Zudem sind in Bezug auf psychosoziale Risiken auch 
geschlechtsspezifische Unterschiede festzustellen: So ha-
ben Frauen zum Beispiel größere Schwierigkeiten, mit 
wütenden Kunden oder fehlenden Karriereperspektiven 
umzugehen. Eine wachsende Anzahl von Studien zeigt, 
dass Frauen auch einem erhöhten Burnout-Risiko ausge-
setzt sind. Dies kann mit der Tatsache erklärt werden, dass 
mehrere psychosoziale Faktoren im Zusammenhang mit 
einem Burnout und arbeitsbedingtem Stress bei Frauen 
häufiger auftreten. Dies ist auch auf ihre Doppelbelastung 
im Haushalt und am Arbeitsplatz, das Risiko sexueller Be-
lästigung am Arbeitsplatz sowie geschlechtsspezifischer 
Diskriminierung, die sich in niedrigeren Löhnen und hö-
heren Anforderungen niederschlägt, zurückzuführen. An-
dererseits unterstrich die Sechste Europäische Erhebung 
über die Arbeitsbedingungen, dass Männer verstärkt mit 
längeren Arbeitszeiten (mehr als 48 Wochenstunden) kon-
frontiert sind, wohingegen Frauen häufiger in Kurzzeitbe-
schäftigungen (weniger als 20 Wochenstunden) tätig sind. 
Längere Arbeitszeiten und Arbeit nach unregelmäßigen 

Zeitplänen dürften auch Auswirkungen für Männer haben, 
die über ein leicht schlechteres Gleichgewicht zwischen 
Berufs- und Privatleben als die Frauen berichten. 

Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, die psychosozi-
alen Risiken in den Griff zu bekommen. Hierzu gehört die 
Neuorganisation der Arbeit, eine angemessene personelle 
Ausstattung und der Ersatz von Arbeitnehmern im Falle 
krankheitsbedingter Abwesenheiten, um besser mit dem 
anfallenden Arbeitsaufwand und monotonen Aufgaben 
umgehen zu können. Zur Sicherstellung der Auswirkung 
derartiger Maßnahmen auf die psychosozialen Arbeitsbe-
dingungen sowie die Gesundheit und das Wohlbefinden 
der Arbeitnehmer müssen sie nach einem strukturierten 
Prozess gestaltet werden. 

Im Allgemeinen hat sich der soziale Dialog zwischen Ar-
beitnehmervertretern und der Geschäftsleitung als wich-
tigstes Element zur Umsetzung von Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen erwiesen. Sowohl die formelle und 
informelle Form der Arbeitnehmerbeteiligung spielt eine 
wichtige Rolle bei der aktiven Gestaltung des Schutzes von 
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz. Dies gilt insbe-
sondere auch für die psychosozialen Risiken. Die Einbin-
dung der Arbeitnehmer zahlt sich aus und führt nicht nur 
zur Umsetzung einer breiteren Palette von Maßnahmen, 
sondern auch dazu, dass diese eine größere Wirkung haben. 

Auf nationaler Ebene können die Sozialpartner und die 
Arbeitsaufsichtsbehörden erheblich zur Umsetzung der 
Maßnahmen zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz sowie zur Vorbeugung psychosozialer Ri-
siken beitragen. Allerdings werden die Initiativen auf in-
ternationaler oder sektoraler Ebene nicht in allen EU-Mit-
gliedstaaten im gleichen Maße entwickelt. Dies ist auf 
die verschiedenen Traditionen in Bezug auf den sozialen 
Dialog und die verschiedenen Ansätze der entsprechen-
den Regierungen zurückzuführen und hängt auch damit 
zusammen, welche Bedeutung psychosozialen Risiken in 
jedem Land eingeräumt werden. Es ist daher auch Aufga-
be der Gewerkschaften, das Bewusstsein hinsichtlich der 
Gesundheits- und Sicherheitsthematik am Arbeitsplatz zu 
schärfen und den Dialog mit den Arbeitnehmern zu ver-
bessern, damit Maßnahmen zur Verminderung der Risiken 
im Arbeitsumfeld getroffen werden können. G
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5.  Bewährte Modelle aus öffentlichen Verwaltungen 
 in Europa
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Vor dem Hintergrund vier bewährter Ansätze von öffentli-
chen Verwaltungen in EU-Mitgliedstaaten wurden vier halb 
strukturierte Interviews mit nationalen Experten eines jeden 
Landes geführt, die nachfolgend dokumentiert sind. Drei 
der dargestellten Ansätze zielen darauf ab, psychosoziale 
Risiken, wie etwa arbeitsbedingten Stress in den Griff zu 
bekommen, das Modell aus Belgien hingegen befasst sich 
mit einem konkreten physischen Risiko. Hierbei geht es 
um möglicherweise vorhandene giftige Gase und Dämpfe 
in vom Zoll inspizierten Containern, die eine Gefahr für die 
Gesundheit der Zollbeamten darstellen könnten. 

Die befragten Experten sind:
-

tor der Aufsichtsbehörde für Generaldirektion für den 
öffentlichen Dienst;

-
waltung für Forschung und Ermittlung; 

-
tionsberaterin, deutsche Unfallversicherung Bund und 
Bahn (UVB) – Abteilung für Psychologie und Gesund-
heitsmanagement, Schutz und Prävention 

-
tenznetzwerk Fachbereich“; 

-
nehmenspsychologin, Staatliche Abteilung für Medizin, 
Epidemiologie, Arbeits- und Umwelthygiene, Laborato-
rium für soziale Risiken und Schutz von schutzbedürfti-
gen Arbeitnehmern 

Umwelthygiene, Laboratorium für soziale Risiken und 
Schutz von schutzbedürftigen Arbeitnehmern. 

Ein ganz besonderer Dank an alle erwähnten Experten für 
ihre wertvolle Mitarbeit.

5.1. SPANIEN

Interview mit Florentino Alonso Arenal, Generaldirektor 
der Generaldirektion für den öffentlichen Dienst

 Der spanische Organisationsrahmen

1. Wie ist die Prävention von Gefahren am Arbeits-
platz im spanischen öffentlichen Dienst organisiert? 
Gibt es eine spezifische Anlaufstelle oder einen An-
sprechpartner innerhalb der öffentlichen Verwaltung, 
der mit den Fragen zur Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes betraut ist? 

Nachdem die Rahmenrichtlinie 89/391/EWG über die 
Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Si-
cherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
bei der in der spanischen Gesetzgebung umgesetzt wurde, 
liegt die konkrete Verantwortung für den Schutz von Ge-
sundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz in der staatlichen 
Verwaltung (Administración General del Estado) und ist 
durch den königlichen Erlass Nr. 1488/1998 definiert und 
organisiert. Dieser setzt das oben genannte Gesetz in der 
allgemeinen staatlichen Verwaltung um. Dieser königliche 
Erlass verpflichtet jedes Ministerium und jede . 

designiert werden, der mit den Aufgaben des Sicher-
heits- und Gesundheitsschutzes als auch der zuständige 
Mitarbeiter werden durch die Generaldirektion für den öf-
fentlichen Dienst (Dirección General de la Función Públi-
ca) koordiniert. Dort befindet sich eine untergeordnete 
Aufsichtsbehörde, die für die Beziehungen zwischen den 
Sozialpartnern verantwortlich zeichnet (Subdirección Ge-
neral Adjunta de Relaciones Laborales) und mit der Koor-
dination betraut ist. 

Der königliche Erlass bezieht sich auch explizit auf das 
System der Arbeitnehmervertretung für den Gesundheits- 
und Sicherheitsschutzes am Arbeitsplatz. (Comités de 
Seguridad y Salud) in Verbindung mit dem allgemeinen 
System der Vertretung und Teilhabe sichergestellt.

2. Welche Aufgaben erfüllt die Aufsichtsbehörde für 
die Beziehungen zwischen den Sozialpartnern bei 
der Überwachung des Gesundheits- und Sicherheits-
schutzes am Arbeitsplatz? 

Die Generaldirektion für den öffentlichen Dienst führt 
sämtliche Aufgaben zum Schutz von Gesundheit und Si-
cherheit am Arbeitsplatz über die ihr angeschlossene Auf-
sichtsbehörde für die Beziehungen zwischen den Sozial-
partnern durch. Hier wurde eine dezidierte Dienststelle 
eingerichtet, die für die Risikoprävention verantwortlich 
ist. Der königliche Erlass Nr. 67/2010 definiert die von ihr 
zu übernehmenden Aufgaben: Sie ist die leitende Instanz 
im Rahmen des Verhandlungs- und Beteiligungsgremiums 
(Órgano de negociación y participación), und ist mit der 
ständigen Überwachung und Koordination der präventi-
ven Maßnahmen für den Gesundheits- und Sicherheits-
schutz betraut. Darüber hinaus fördert und betreut sie die 
Forschungs- und Weiterbildungsmaßnahmen, legt Berich-
te vor und ist Ansprechpartnerin für einschlägige Fragen.

3. Gibt es einen konkreten Ansprechpartner oder eine 
Abteilung, die für den Schutz von Gesundheit und Si-
cherheit an den Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor 
insgesamt zuständig ist? 
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Die oben genannte Aufsichtsbehörde ist die Abteilung, 
die für diesen Bereich die Verantwortung trägt. 

Ein bewährtes Modell aus Spanien

4. Im Jahr 2003 wurde ein System für die Prävention 
von Risiken am Arbeitsplatz beinhaltet. Im Jahr 2013 
wurde dieses System durch die Einfügung einer aus-
drücklichen Bezugnahme auf psychosoziale Risiken 
und der Beifügung einer Muster-Checkliste für stress-
bedingte Risikofaktoren ergänzt. Welche öffentlichen 
Verwaltungen und ungefähr ?

Das „Verfahren Nr. 601” gilt für die gesamte staatliche Ver-
waltung, also für etwa 250.000 öffentliche Beschäftigte.

5. Welche spezifischen Kriterien kommen für die Be-
wertung der psychosozialen Risiken innerhalb der 
staatlichen Verwaltung zur Anwendung?

Die allgemeinen Risikobewertungskriterien sind im 
“Verfahren Nr. 600” des Präventionssystems für Risiken 
am Arbeitsplatz definiert. Darüber hinaus legt das „Verfah-
ren Nr. 601” fest, dass die spezifische Methode für diese 
Risikobewertung mit den Arbeitnehmervertretern zu erör-
tern ist.

Hinsichtlich der spezifischen Bewertung der psychoso-
zialen Risiken halten wir uns strikt an die Kriterien und 
Verfahren, die vom staatlichen Institut für Sicherheit und 
Gesundheit am Arbeitsplatz (Instituto Nacional de Seguri-
dad e Higiene en el Trabajo) festgelegt wurden.

6. Worin bestehen die Bestimmungen der dem „Ver-
fahren Nr. 601“ beigefügten Muster-Checkliste in 
Kürze? Welche Punkte spricht die Checkliste an, um 
die Stressfaktoren am Arbeitsplatz zu erkennen?

Die Muster-Checkliste versteht sich als Anleitung zur 
Früherkennung von Stressfaktoren in den einzelnen 
Dienststellen und verfolgt das Ziel, im spezifischen, dort 
erbrachten Arbeitsinhalt wie auch in der jeweiligen Gestal-
tung und Organisation der Arbeit möglichst viele psycho-
soziale Faktoren herauszufiltern. 

Nachfolgend der Inhalt der Muster-Checkliste: 

1. PHYSISCHES UMFELD/ERGONOMIE  
(siehe Risikobewertung)

2. EIGENSTÄNDIGKEIT IM ZEITLICHEN ABLAUF

bei der Durchführung ihrer Arbeit nicht bestimmen.

wann sie eine Pause machen oder sich kurz vom Ar-
beitsplatz entfernen. 

-
beitsrhythmus. 

3. BETEILIGUNG / KONTROLLE

der Aufgaben teil und können auch die Arbeitsmethode 
nicht selbst wählen. 

-
vante Probleme erörtert werden können. 

etwa dem Arbeitsprozess oder dem Publikumsverkehr 
vorgegeben. 

eigenen Arbeit nicht und erhalten auch keine Informati-
onen darüber. 

4. ARBEITSANFORDERUNGEN / ARBEITSANFALL

Teils ihrer Arbeitszeit (mehr als die Hälfte) hoch kon-
zentriert bleiben.

Aufgabenverteilung unter den Arbeitnehmern. 

Augen verlieren. 

5. ARBEITSINHALT

Wissen anzuwenden oder etwas Neues zu lernen. 

nicht, proaktiv vorzugehen und Initiativen zu ergreifen. 

6. ROLLEN: AUFGABEN 
UND VERANTWORTLICHKEITEN

und überschneiden sich häufig. 
-

rer Arbeit und die Art und Weise, wie ihre Arbeit ausgeführt 
werden muss, informiert. 

7. SOZIALES UMFELD
-

on mit anderen Menschen. 

sehr sichtbar. 
-

zung von Kollegen zu erhalten. 

G
ES

U
N

D
H

EI
T 

U
N

D
 S

IC
H

ER
H

EI
T 

AM
 A

R
B

EI
TS

PL
AT

Z 
IM

 Ö
FF

EN
TL

IC
H

EN
 S

EK
TO

R
 E

U
R

O
PA

S:
 N

EU
E 

H
ER

AU
SF

O
R

D
ER

U
N

G
EN
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-
zung vom Referatsleiter zu erhalten.

8. ANERKENNUNG UND ZUKUNFTSSPEKTIVEN  

oder für ein berufliches Fortkommen.

9. SCHULUNG UND INFORMATION 

und/oder Mittel, die für die Ausführung ihrer Arbeit er-
forderlich wäre. 

-
teten ist sehr schwierig. 

10. ARBEITSSCHICHTEN/NACHTARBEIT
-

keit.

Schichten nicht beteiligt. 

7. Wie sollte die Checkliste verwendet werden und 
wer sollte sie verwenden? 

Die Checkliste ist für die Nutzung durch die Mitarbeiter 
der Risikopräventionsstellen (Técnicos de los Servicios de 
Prevención) ausgelegt. Hierbei handelt es sich um Fach-
personal, das eine spezifische Schulung in Arbeitspsycho-
logie und -soziologie erhalten hat. Es ist als Screening-Tool 
zur Identifizierung von Risikosituationen gedacht, die wei-
tere Risikobewertungen erforderlich machen. 

8. Wurden die Gremien der Arbeitnehmervertretung 
über den Entwurf und die Umsetzung unterrichtet, an-
gehört und wurden sie an seiner Umsetzung beteiligt?

Im Rahmen des Systems zur Prävention von arbeitsbezo-
genen Risiken innerhalb der spanischen Zentralverwaltung 
müssen die Arbeitnehmervertreter über jeden Vorgang un-
terrichtet und angehört werden, bevor dieser beschlossen 
werden kann. Darüber hinaus nehmen die Präventionsbe-
auftragten am Risikobewertungsprozess teil, indem sie mit 
den Mitarbeitern der Risikopräventionsstellen zusammen-
arbeiten. Dies gilt auch für die Gesundheits- und Sicher-
heitsausschüsse. 

9. Was ist das Ergebnis der von der spanischen Zent-
ralverwaltung beschlossenen Checkliste? 

Die Checkliste ist ein wichtiges Instrument, das die 
Mitarbeiter der Risikopräventionsstellen in ihrer Arbeit 
unterstützt und einen wesentlich homogeneren Ansatz 
zur psychosozialen Risikobewertung in der spanischen 

Verwaltung ermöglicht. Allerdings ist dieser Risikoma-
nagement-Prozess weiterhin schwierig, da es nicht einfach 
ist, bei der Bewertung dieser Art von Risiken objektive Zie-
le zu bemessen und diese Präventivmaßnahmen, die Aus-
wirkungen auf die Organisation der Verwaltung haben, 
umzusetzen. Andererseits sind die in anderen Behörden 
beschlossenen Methoden heterogen, was den Vergleich 
dieser verschiedenen Modelle untereinander erschwert.
 
5.2. BELGIEN

Interview mit Brenda Sanctorum, Beraterin bei der belgi-
schen föderalen Generalverwaltung Zoll und Verbrauchs-
steuern - Verwaltung für Forschung und Ermittlung;

Der belgische Organisationsrahmen

1. Wie ist die Prävention vor Gefahren am Arbeits-
platz im belgischen öffentlichen Dienst organisiert? 
Gibt es eine spezifische Anlaufstelle oder einen An-
sprechpartner innerhalb der öffentlichen Verwaltung, 
der mit den Fragen zur Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes betraut ist?

Die gemeinsame Abteilung für Prävention und Schutz 
am Arbeitsplatz der Belgischen Föderalregierung wurde 
im Jahr 2005 gegründet und gehört zum Föderalen Öf-
fentlichen Dienst (FÖD) für öffentliche Gesundheit. Diese 
gemeinsame Dienststelle ist für das Wohlergehen sämtli-
cher Bediensteter der ihr angeschlossenen staatlichen Ein-
richtungen der Föderalbehörden*, darunter auch FÖD 
Finanz, verantwortlich. 

Die gemeinsame Behörde für Prävention und Schutz am 
Arbeitsplatz besteht aus einer = Prävention am Arbeitsplatz) 
sowie einer Reihe von Dienststellen, die interne Referate für 
Prävention und Schutz am Arbeitsplatz (kurz: ISPPW) der 
jeweiligen FÖD-Einrichtung oder Behörde sind. Das zen-
trale Gremium Empreva besteht aus einer medizinischen, 
multidisziplinären Abteilung und einer administrativen Ab-
teilung, die für die Koordination und Verwaltung zustän-
dig ist. Die medizinische Abteilung, in der Präventiv- und 
Arbeitsmediziner tätig sind, sorgt für die gesundheitliche 
Überwachung sämtlicher FÖD-Bediensteten. Das multidis-
ziplinäre Team steht den internen Präventivabteilungen der 
angeschlossenen föderalen Dienststellen mit Rat und Tat zur 
Seite und unterstützt sie in den Bereichen Ergonomie, Be-
triebshygiene sowie die psychosozialen Aspekte der Arbeit 
und der Sicherheit am Arbeitsplatz. 

Hinsichtlich der Gesundheits- und Sicherheitsgesetz-
gebung spielen die behördeninternen Referate und die 
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Empreva eine unterstützende und beratende Rolle im Zu-
sammenhang mit der Gesundheits- und Sicherheitspolitik 
angeschlossenen Föderalbehörden. 

Seitdem die europäische Wohlfahrtsgesetzgebung (hier-
zu zählt auch die Gesundheit und Sicherheit) in die Zu-
ständigkeit der einzelnen Mitgliedsstaaten übertragen 
wurde, ist in Belgien (wie in jedem anderen EU-Mitglied-
staat) jeder Arbeitgeber für den strukturellen und syste-
matischen Ansatz zur Gewährleistung von Gesundheit 
und Sicherheit am Arbeitsplatz verantwortlich. Nachdem 
jeder Föderale Öffentliche Dienst (FÖD) als unabhängiger 
Arbeitgeber angesehen wird, ist er autonom für die Ge-
sundheit und Sicherheit seiner Arbeitnehmer verantwort-
lich und ist verpflichtet, eine eigene Gesundheits- und 
Sicherheitsstrategie bereitzustellen. Da verschiedene Ar-
beitssituationen unterschiedliche Ansätze erforderlich ma-
chen, muss jeder FÖD eine eigene spezifische Strategie mit 
Unterstützung seines internen Sicherheitsreferats (ISPPW) 
und der Empreva ausarbeiten.

* FÖD Kanzlei des Premierministers, FÖD Personal und 
Organisation, FÖD Haushalt und Geschäftsführungs-
kontrolle, FÖD Informations- und Kommunikationstech-
nologie (Fedict), FÖD Auswertige, Außenhandel und 
Entwicklungszusammenarbeit, FÖD Inneres, FÖD Mo-
bilität und Transportwesen, FÖD Beschäftigung, Arbeit 
und Soziale Konzertierung, FÖD Soziale Sicherheit, FÖD 
Volksgesundheit, Sicherheit der Nahrungsmittelkette und 
Umwelt, FÖD Justiz, FÖD Wirtschaft, KMB, Mittelstand 
und Energie, FÖD Finanzen, ÖPD Sozialeingliederung, 
Armutsbekämpfung und Sozialwirtschaft , Föderales 
Forschungszentrum für Veterinärwesen und Agroche-
mie (CODA-CEWA), Pensionskasse für den öffentlichen 
Sektor (PDOS), Belgisches Zentrum für Gesundheitsfor-
schung (KCE), Förderale Agentur für Medizin- und Ge-
sundheitsprodukte (FAMHP).

Ein bewährtes Modell aus Belgien

Im Rahmen des Desinfektionsverfahrens für Transport-
container werden schädliche Gase in die Container ein-
geführt, um damit Pilze, Parasiten usw. abzutöten. Dabei 
handelt es sich um ein gezieltes Verfahren, das im Prinzip 
offiziell reguliert ist. Allerdings wurde herausgefunden, 
dass im Sinne der Kostenreduzierung viele der Container 
im Ausland desinfiziert und nach dem Desinfektionsvor-
gang nicht entgast wurden. Ein weiteres Phänomen stellen 
Ausdünstungen von Waren dar. Diese können möglicher-
weise schädlichen Substanzen enthalten, die von bestimm-
ten Waren und/oder Verpackungsmaterialien abgegeben 
werden. Giftige Dämpfe können auch infolge undichter 

Stellen an Containern entstehen, die mit Chemikalien 
oder anderen schädlichen Produkten beladen werden. Bis-
weilen entstehen auch giftige Gase und Dämpfe aufgrund 
chemischer oder biochemischer Reaktionen im Container 
selbst, wie etwas bei der Oxidierung von Eisen und dem 
Verfaulen von Obst. Schließlich kann auch der Container 
selbst die Ursache von giftigen Gasen und Dämpfen sein. 
Dies ist beispielsweise der Fall, wenn Kühlmittel in einem 
Kühlwagen austritt. Dies bedeutet, dass sich in jedem ge-
schlossenen Container ohne die entsprechend verfügbare 
Information potenziell giftige Gase und Dämpfe in hoher 
Konzentration befinden können. 

All diese giftigen Gase und Dämpfe stellen eine echte Be-
drohung für die Gesundheit der Zollbeamten dar, die mit 
der physischen Überprüfung der Container betraut sind. Da 
der Arbeitgeber von Rechts wegen für die Gesundheit und 
Sicherheit seiner Arbeitnehmer am Arbeitsplatz verantwort-
lich ist, musste die FÖD Finanzen und insbesondere die 
Zollabteilung eine Strategie erarbeiten, um ihre Bedienste-
ten vor diesem potenziellen Gesundheitsrisiko zu schützen. 

Aus diesem Grund hat die belgische Zollverwaltung 
im Jahr 2011 einen Auftrag definiert, der die technischen 
Standards und Anforderungen für Gasmessungen in den 
Containern klar definiert. In diesem Zusammenhang wur-
de ein Plan zur Vorgehensweise verabschiedet, der das 
Standardverfahren für Erstüberprüfungen vorsieht. Beide 
Maßnahmen zielen darauf ab, Zollbeamte vor den Risiken 
im Zusammenhang mit der Containerüberprüfung zu be-
wahren.  

2. Können Sie erläutern, wie sich dieser Plan zur Vor-
gehensweise gestaltet und was er festlegt?

Der Plan ist eine Art Entscheidungsstruktur für die Be-
amten, die vor Ort eine Erstüberprüfung durchführen. Er 
ermöglicht ihnen eine administrativ korrekte und sichere 
physische Überprüfung eines Containers in Bezug auf gif-
tige Gase und Dämpfe.

Der Vorgehensplan besteht aus drei Teilen:

TEIL 1:
Vor Beginn der Überprüfung müssen folgende administra-
tive Bedingungen erfüllt sein:

ebenfalls vor Ort sein

-
des) Gasmesszertifikat
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TEIL 2
Situationen, die unter Berücksichtigung der Messergeb-
nisse und auf Nachfrage des die Messung durchführenden 
Unternehmens gemäß Messbericht auftreten können: 

 Im Falle von „STOP“ oder „WARTEN“sind folgende 
Maßnahmen zu ergreifen: 

persönlichen Schutzausrüstung)

TEIL 3
Anweisungen zur abschließenden Sichtüberprüfung des 
Containers, ob Anzeichen für das Vorhandensein giftiger 
Gase oder Dämpfe bestehen:  

und 

 und mögliche Maßnahmen im Falle eines ernsthaften 
Zweifels:

3. Wie viele Arbeitnehmer sind in etwa erforderlich, um 
dieses Vorgehen anwenden zu können? (d.h. wie viele 
Beamte sind aktiv mit dem Containerverkehr betraut?)

In Belgien verfügen wir über rund 350 Beamte, die di-
rekt mit der physischen Überprüfung der Container be-
traut sind. Etwa 250 weitere Beamte sind indirekt mit der 
physischen Überprüfung der Container befasst. Sie haben 
beispielsweise die Aufgabe, das Entladen der Container 
vor der tatsächlichen physischen Überprüfung der Fracht 
zu überwachen. 

4. Gemäß Plan ist bei einer physischen Überprüfung 
des Containers immer eine vorgängige Gasmessung 
bei geschlossenen Türen durchzuführen. Wer trägt die 
Kosten einer solchen Gasmessung? Sind diese Kosten 
vom Zollanmelder oder der Zollbehörde zu tragen? 

Gemäß dem Zollkodex der Union trägt der Zollanmel-
der die Kosten für die Gasmessung und sämtliche weiteren 
Kosten, die mit der Überprüfung in Verbindung stehen. 
Hierzu gehören der Transport zum Belüftungsbereich, die 
Kosten für den Aufenthalt im Lüftungsbereich, die Neu-

messung des Containers nach der Belüftung sowie, falls 
erforderlich, die Schutzausrüstung für das Personal. 

5. Sind für Zollbeamte, die das Verfahren für die 
Überprüfung nicht einhalten, irgendwelche Sanktio-
nen vorgesehen? 

Stellen wir fest, dass Zollbeamte die vorgeschriebenen 
Verfahren nicht einhalten, nehmen wir mit ihren Teamlei-
tern Kontakt auf und bitten sie, mit den entsprechenden 
Beamten den bzw. die Gründe zu erörtern, warum sie das 
vorgeschriebene Verfahren nicht befolgt haben (es geht auch 
darum, zu überprüfen, ob es Probleme mit dem Verfahren 
selbst gibt, die es unmöglich oder extrem schwierig machen, 
das Verfahren einzuhalten). Zudem bitten wir den Team-
leiter, den entsprechenden Beamten noch einmal über die 
Gefahren von giftigen Gasen und Dämpfen in Containern 
zu informieren und ihm noch einmal mitzuteilen, welche 
Folgen sie für seine persönliche Gesundheit haben können.

Der Teamleiter entscheidet, ob Sanktionen ergriffen wer-
den oder ob das Problem im Rahmen des Entwicklungs- und 
Bewertungskreises des betroffenen Beamten zu erörtern ist. 

6. Hat die Zollverwaltung die Vertreter der von der 
Vorgehensweise betroffenen Arbeitgeber zur Durch-
führung der Maßnahme und ihrer Umsetzung ange-
hört oder sie lediglich darüber unterrichtet? 

Die Grundlage unserer Strategie ist Kommunikation 
und Zusammenarbeit. Wir haben eine nationale und eine 
lokale Arbeitsgruppe. Aus diesem Grund waren auch Be-
amte mit praktischer Vor-Ort-Erfahrung an der Ausarbei-
tung der Weisung beteiligt. Zudem wurden die wichtigsten 
Entscheidungsträger am Prozess beteiligt. Es hat keinen 
Sinn eine Weisung zu erteilen, die aus dem einen oder 
anderen Grund von den Beamten und/oder den Entschei-
dungsträgern (wie etwa dem Logistikbereich, der Vereini-
gung der am Hafenbetrieb beteiligten Unternehmen, den 
Zollanmeldern oder den mit der Gasmessung beauftragten 
Unternehmen) nicht befolgt werden kann. Ebenso wenig 
macht es Sinn, eine Weisung ohne Zustimmung der die für 
die Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer eintre-
tenden Vereine und Verbände (ISPPW, die Ärzte des FÖD 
Volksgesundheit und die Gewerkschaften) umzusetzen. 

Wir setzten auf eine offene Kommunikation. Dies er-
möglicht es uns, kontinuierlich Verbesserungen in Bezug 
auf die Gesundheit und Sicherheit, aber auch im Bereich 
der Effizienz zu erzielen. Wenn die Weisung in ihrem 
Grundsatz einmal besteht, beziehen wir die beteiligten 
Parteien mit ein, beraten und/oder informieren sie, je nach 
Art und Bedeutung der umzusetzenden Änderung. Wir 
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stellen permanent Informationen auf dem Internet und 
auf dem Intranet bereit und organisieren Sitzungen und 
Informationsveranstaltungen, falls erforderlich auch für 
einzelne Beschäftigte oder Unternehmen.

7. Welche Ergebnisse haben Sie über die Überwa-
chung der Umsetzung dieser Maßnahme beobachtet? 
Hat die Anwendung zum Rückgang von Unfällen, 
Verletzungen und Krankheiten infolge giftiger Gase 
und Dämpfe geführt?

Diese Frage ist schwierig zu beantworten. Nicht alle Aus-
wirkungen einer Exposition gegenüber hoher Konzentrati-
onen an giftigen Gasen und Dämpfen machen sich sofort 
bemerkbar. Manche können sogar erst nach einigen Jahren 
auftreten. Ich denke hier beispielsweise an Krebs und an 
Schäden am zentralen Nervensystem. Darüber hinaus kön-
nen einige, (giftige) Gase und/oder Dämpfe wissenschaftlich 
gesehen Auswirkungen auf die Gesundheit haben, die heute 
noch gar nicht bekannt sind. Der menschliche Körper ist 
sehr kompliziert, und Gase und Dämpfe können sich auf 
verschiedene Körperteile (Organe, Blut, Gehirn, Lungen) 
auswirken. Manche Auswirkungen sind chronisch und die 
Betroffenen stellen nicht unmittelbar die Verbindung mit 
den Gasen und Dämpfen in Containern her. Manche Aus-
wirkungen sind kumulativ (Beschwerden treten erst nach 
mehrmaligem Aussetzen großer Mengen verschiedener 
Giftstoffe auf), bisweilen können Giftstoffe auch erst in einer 
Wechselwirkung zueinander reagieren, manchmal haben 
Umweltfaktoren (Temperatur, Feuchtigkeit) einen Einfluss 
auf die Wirkung giftiger Gase und Dämpfe und schließlich 
reagiert nicht jede Person auf die gleiche Art und Weise auf 
einige Stoffe. Unter Berücksichtigung all dieser verschiede-
nen Elemente ist es schwierig, einen Bezugspunkt herzu-
stellen und noch schwieriger, Schlussfolgerungen aus den 
Ergebnissen aus unserer Weisung zum Umgang mit den 
Containergasen zu ziehen. 

Natürlich gibt es kurzfristige Auswirkungen, die sofort 
sichtbar sind. Hierzu gehören Kopfschmerzen, tränende 
Augen und Atemprobleme. Vor der Einführung unserer 
Gasweisung schenkten die Beamten den Beschwerden, die 
nach der Überprüfung der Container auftraten, oft keine 
Beachtung. Niemand hatte eine Vorstellung davon, wel-
che möglichen Folgen eine Aussetzung gegenüber großen 
Mengen giftiger Gase und Dämpfe. Aus diesem Grund hat 
auch niemand über mögliche Beschwerden oder Krank-
heiten berichtet, sofern nicht extreme Situationen mit kla-
ren Symptomen auftraten.

Dennoch bestand das Problem und wir mussten Maß-
nahmen ergreifen, um unsere Beamten vor den möglichen 
Nachteilen, gesundheitlichen Beschwerden oder Krankhei-
ten zu bewahren. Sicherlich haben wir damit erreicht, dass 

sich die Beamten nun der Risiken bewusst sind und viel 
vorsichtiger vorgehen, wenn sie einen Container öffnen 
müssen. Die Beamten treffen nun Vorsichtsmaßnahmen 
und versuchen den Kontakt mit giftigen Gasen und Dämp-
fen bestmöglich zu verhindern. Aus diesem Gesichtspunkt 
stellt die Weisung definitiv eine Verbesserung dar.

 
5.3. DEUTSCHLAND

Interview mit Tiana-Christin Schuck, Präventionsberate-
rin, deutsche Unfallversicherung Bund und Bahn (UVB) – 
Abteilung für Psychologie und Gesundheitsmanagement, 
Schutz und Prävention

Abteilung Sicherheit und Gesundheit, Referat „Kompe-
tenznetzwerk Fachbereich“;

Der deutsche Organisationsrahmen

1. Wie ist die Prävention vor Gefahren am Arbeits-
platz im deutschen öffentlichen Dienst organisiert? 
Gibt es eine spezifische Anlaufstelle oder einen An-
sprechpartner innerhalb der öffentlichen Verwaltung, 
der mit den Fragen zur Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes betraut ist?

In Deutschland ist Gesundheit und Sicherheit am Ar-
beitsplatz Sache der Ministerien für Arbeit und Soziales 
auf Bundes- und Länderebene. Dies entspricht der föde-
ralen Struktur als deren Dachvereinigung sowohl für die 
Berufsgenossenschaften (BG) der Privatwirtschaft wie für 
die öffentlichen Unfallkassen (UK) die Deutsche Gesetzli-
che sind gesetzlich verpflichtet, Bestimmungen zur Unfall-
prävention herauszugeben, die von Expertenausschüssen 
erarbeitet werden und vom Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) genehmigt werden. Jedes der 16 
Bundesländer ist über seine jeweilige Arbeitsinspektions-
behörde für die Umsetzung sowie für Überprüfung von 
deren Übereinstimmung mit den bundesweiten Bestim-
mungen zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz verantwortlich.

Arbeitsplatz Deutschland, herausgegeben von der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO), Seiten 17-24 http://
www.euro.who.int/__data/assets/pdf_file/0010/178957/
OSH-Profile-Germany.pdf).

2. Worin besteht die Risikobewertung in Deutschland? 

Die Risikobewertung ist (gemäß Arbeitsschutzgesetz) im 
Rahmen des Arbeitsschutzes verpflichtend. Sie ist als kon-
tinuierlicher Verbesserungsprozess konzipiert und zielt da-
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rauf ab, die Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz zu 
verbessern sowie Unfällen und arbeitsbedingten Gesund-
heitsrisiken vorzubeugen. Das Hauptaugenmerk liegt daher 
auf den Arbeitsbedingungen. 

Unter anderem legt das Arbeitsschutzgesetz fest, dass Ri-
sikobeurteilungen auch psychischen Stressrisiken umfassen 
müssen. Allerdings ist das Instrument zur Durchführung 
dieser Aufgabe nicht näher bestimmt. Eine Möglichkeit ist 
die Erstellung einer Checkliste.

Ein bewährtes Modell aus Deutschland

Im Jahr 2014 rief das Bundesamt für Familie und zivil-
gesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) ein Projekt zur Bemes-
sung von mentalen Stressrisiken ins Leben. Die Unfallver-
sicherung Bund und Bahn (UVB), die das BAFzA in diesem 
Projekt unterstützte, entwickelte mithilfe eines versteht 
sich in Verbindung mit der Durchführung von Diskussi-
onsrunden als fortlaufender Verbesserungsprozess.

3. Was ist die “Checkliste für mentalen Stress”?

Die Checkliste ist ein kurzer Fragebogen, der darauf 
abzielt, mentalen Stress am Arbeitsplatz zu bewerten und 
wurde allen Mitarbeitern des BAFzA persönlich zugestellt. 
zu beantworten sind. Ziel ist die Feststellung, welcher der 
19 mentalen Stressfaktoren, die sich auf der Liste befin-
den, anzutreffen ist. 

Dabei handelt es sich um folgende mentale Stressfak-
toren::
1.  Unvollständige Aufgaben
2. Fehlende Vielfalt
3. Schlechte Gestaltung des Arbeitsplatzes
4. Fehlende Information zu den Aufgaben

6. Verletzungs- und Krankheitsgefahr 
7. Widriges Arbeitsumfeld 
8. Erhöhter emotionaler Druck
9. Mangelnder zeitlicher Spielraum 
10. Mangelnder Spielraum in Bezug auf die Arbeitsprozesse 
11. Fehlende Information zur Weiterentwicklung der Be-

hörde 
12. Störungen
13. Zeit- oder Termindruck 
14. Fehlende Rückmeldung / fehlende Anerkennung 
15. Unklare Entscheidungsstrukturen
16. Überstunden gelten als selbstverständlich 
17. Überzeiten können nicht zeitnah kompensiert werden
18. Fehlende Gelegenheiten zur Zusammenarbeit mit Kol-

legen
19. Negative soziale Atmosphäre

4. Wie wird die “Checkliste für mentalen Stress” an-
gewandt?

Die Mitarbeiter werden als Experten im Zusammenhang 
mit ihrem eigenen Arbeitsplatz befragt. Schließlich können 
sie am allerbesten beurteilen, ob sie zum Beispiel unter Zeit- 
oder Termindruck arbeiten. Das ist auch der Grund, warum 
auf dem Fragebogen weder das Geschlecht oder das Alter 
der Angestellten aufgeführt sind. Die Fragen sind fokus-
siert. Die Mitarbeiter beantworten den Fragebogen anonym 
und schriftlich. Identifiziert mindestens die Hälfte der Ant-
wortenden einer spezifischen Zielgruppe einen mentalen 
Stressfaktor an ihrem Arbeitsplatz, wird der entsprechende 
Stressfaktor als bestehend erachtet. Beantworten beispiels-
weise 60% der Arbeitnehmer einer Zielgruppe , wird daraus 
die Schlussfolgerung gezogen, dass Zeit- bzw. Termindruck 
in der entsprechenden Tätigkeit ein Risiko darstellt. 

Im Jahr 2003 hat die Technische Universität Dresden 
im Rahmen einer wissenschaftlichen nachgewiesen, dass 
das Vorliegen von Stressfaktoren mit diesem Instrument 
bestimmt werden kann. 

5. Welche Maßnahmen werden zusätzlich zu dieser 
Checkliste ergriffen, um die Arbeitnehmer an der Risi-
kobewertung für mentalen Stress zu beteiligen? 

Neben dieser Checkliste werden Gesprächskreise für Ar-
beitnehmer eingerichtet. Ergänzende Maßnahmen waren: 
Zusätzliche spezifische Fragebögen zu den -Antworten, Ein-
beziehung der Abteilung für Gesundheitsfragen sowie gele-
gentlich Gespräche mit den Vertretern der Geschäftsleitung. 

6. Was passiert nach dem Herausfiltern der mentalen 
Stressfaktoren? 

Die UVB empfiehlt die Einführung von „Gesprächs-
kreisen”, weil Arbeitnehmer oft Ideen haben, wie Risiken 
vorgebeugt werden kann. Im Rahmen dieser „Gesprächs-
kreise“ finden Gruppendiskussionen statt, bei denen die 
Arbeitnehmer aus den Zielgruppen teilnehmen und in 
deren Rahmen die erkannten Risiken erörtert werden. So 
werden dort beispielsweise Fragen wie die nachfolgend 
dargestellten aufgeworfen und diskutiert: Was bedeutet 
„Zeit- oder Termindruck“ in unserem Fall? Wie äußert er 
sich? Warum besteht Zeit- oder Termindruck? Wie könn-
te ihm vorgebeugt werden oder wie könnte er zumindest 
reduziert werden? Was kann unternommen werden, um 
Mitarbeitern dabei zu helfen, besser mit Zeit- und Ter-
mindruck umgehen zu können? Diese Gespräche ermög-
lichen die Gestaltung von spürbaren, auf die Zielgruppe 
zugeschnittenen und am Bedarf orientierten Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen.
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Sobald ein Risiko hinreichend klar erkannt ist, müssen 
(Verbesserungs-)maßnahmen ergriffen werden. Das Ziel 
ist, Risikofaktoren vorzubeugen oder diese zumindest zu 
reduzieren. Darüber hinaus muss die Effizienz dieser Maß-
nahmen bewertet werden und der gesamte Prozess doku-
mentiert werden.

7. Welche Stressfaktoren wurden durch die Checkliste 
erkannt?

In den 20 Zielgruppen wurden folgende Fragestellungen 
mit „eher nicht zutreffend“ beantwortet:

Aufgaben:
1.4. Informationen zum Aufgabengebiet (Arbeitsbereich) 
 1 Zielgruppe 
1.6.  Keine hohe Verletzungsgefahr – 4 Zielgruppen
1.7. Keine widrigen Arbeitsbedingungen - 4 Zielgruppen
1.8.  Kein emotionaler Druck – 10 Zielgruppen
1.10.  Einflussnahme auf den Arbeitsprozess – 1 Zielgruppe
1.11. Information zur Weiterentwicklung – 10 Zielgruppen

Organisation der Arbeit:
2.1. Ohne Störungen – 9 Zielgruppen
2.2.  Ohne Zeitdruck – 8 Zielgruppen
2.3.  Ausreichendes Feedback – 9 Zielgruppen 
2.4.  Klare Entscheidungsstrukturen – 9 Zielgruppen

Soziale Aspekte:
3.1. Kollegiale Zusammenarbeit – 1 Zielgruppe

Schlussfolgerung:
Die Umfrage wurde kurz nach der umfassenden Behörde 
infolge der Aufhebung des öffentlichen Dienstes durchge-
führt. Dies ist möglicherweise eine Erklärung zu den Ant-
worten auf die Fragen 1.8/1.10/1.11/2.3/2.4.

Die soziale Struktur der Behörde ist positiv. Tatsächlich 
beantwortete eine Gruppe der im (was in der Natur der 
Sache liegt). 

8. Wissen Sie, welche Maßnahmen eingeführt wur-
den, um Unfällen infolge der nun identifizierten Risi-
kofaktoren vorzubeugen? 

Die eingeführten Maßnahmen sind vielfältig und können 
nicht alle angeführt werden. Die wichtigsten Maßnahmen 
sind: 

Einführung regelmäßiger Sitzungen
Entwicklung von Wissensdatenbanken
Verbesserungen hin zu Abteilungen mit mehr Personal

Durchführung von Fahrsicherheitstrainings für Außen-
dienstmitarbeiter 
Weitere Schulungen (z.B. Umgang mit schwierigen Kun-
den /Zeitmanagement/ Kommunikation)
Teamschulung

9. Hat die Umsetzung der Checkliste zur Verbesse-
rung der Risikobewertung und dem Umgang mit den 
mentalen Stressrisiken geführt?

Es wurden in allen Bereichen Verbesserungen fest-
gestellt. In rund fünf Jahren wird eine neue Bewertung 
durchgeführt. 

 
5.4. ITALIEN

Interview mit Cristina Di Tecco, Arbeits- und Unterneh-
menspsychologin, Abteilung für Medizin, Epidemiologie, 
Arbeits- und Umwelthygiene, Laboratorium für soziale Ri-
siken und Schutz von schutzbedürftigen Arbeitnehmern

Und Benedetta Persechino, Forscherin, Staatliche Un-
fallversicherungsanstalt Abteilung für Medizin, Epide-
miologie, Arbeits- und Umwelthygiene, Laboratorium für 
soziale Risiken und Schutz von schutzbedürftigen Arbeit-
nehmern

Ein bewährtes Modell aus Italien: Die Erfassung der 
Risikowahrnehmung im Rahmen des INSuLa-Projekts

Ein großer Teil des im Jahr 2014 abgeschlossenen IN-
SuLa-Projekts bestand aus einer nationalen Umfrage zur 
Wahrnehmung der Gesundheits- und Sicherheitsrisiken 
und zum allgemeinen Bewusstseinsniveau im Zusam-
menhang mit der Umsetzung des Erlasses 81/2008 zur 
Umsetzung der Rahmenrichtlinie über die Durchführung 
von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit 
(89/391/EWG). An dieser Umfrage beteiligten sich sämt-
liche Interessensvertreter des italienischen Unfallpräventi-
onssystems. INSuLa gliedert sich in mehrere Projekte: Ein 
Leitprojekt, das eine weiter gesteckte und repräsentative 
Auswahl an Arbeitnehmern (insgesamt 8.000, 14,9 % da-
von aus dem öffentlichen Sektor) und Arbeitgebern (1.010 
sowohl aus dem öffentlichen wie aus dem privaten Sektor) 
umfasst. Darüber hinaus gibt es drei spezifische Projekte, 
die sich auf die anderen an der Prävention beteiligten Be-
rufsgruppen konzentriert (insbesondere Ärzte, die mit der 
Überwachung der Arbeitnehmergesundheit betraut sind, 
die mit Gesundheits- und Sicherheitsbelangen befassten 
Arbeitnehmervertreter sowie die in den lokalen Gesund-
heitsbehörden (ASL) angesiedelten Präventions- und Si-
cherheitsstellen für Betriebe (SPSAL)).

5.  Bewährte Modelle aus öffentlichen Verwaltungen 
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1. Wie wurde der Fragebogen gestaltet? 

Der Fragebogen wurde auf Grundlage einer genauen 
Analyse der einschlägigen wissenschaftlichen Literatur 
und einer Benchmark-Analyse der meisten europäischen 
Umfragen zu diesem Thema (EWCS, ESENER usw.) erar-
beitet. Für die Auswahl der in Betracht zu ziehenden Fak-
toren wurde ein Workshop mit einem Austausch zwischen 
den italienischen Sozialpartnern und einigen internationa-
len Experten statt. Für jede an der Prävention beteiligten 
Zielgruppe wurde ein ad hoc-MultipleChoice-Fragebogen 
erarbeitet. 

Die wichtigste hierin analysierte Thematik ist das vom 
Erlass 81/2008 vorgesehene Gesundheits- und Sicher-
heitssystem und dessen Umsetzung. Hierzu wurden sämt-
liche Beteiligte (Arbeitnehmer, Arbeitgeber, die für die 
Gesundheitsüberwachung der Arbeitnehmer zuständigen 
Ärzte, die mit dem Gesundheits- und Sicherheitsbelangen 
in den Unternehmen befassten Führungskräfte, die damit 
beauftragten Arbeitnehmervertreter sowie die in den lo-
kalen Gesundheitsbehörden (ASL) angesiedelten Präven-
tions- und Sicherheitsstellen für Betriebe (SPSAL) befragt. 
Sämtliche Fragebogenmodelle haben einen gemeinsamen 
Teil mit Fragen, die allen Umfrageteilnehmern gestellt wer-
den sowie einen spezifischeren Teil, der sich auf die Be-
sonderheiten des einzelnen Befragten bezieht, um so einen 
Gesamtüberblick quer durch das italienische Gesundheits- 
und Sicherheitssystem zu erhalten. 

2. Worauf liegt der Fokus des Fragebogens und welche 
Fragen wurden eigens zur Messung der Wahrnehmung 
der Arbeitnehmer im Zusammenhang mit den Gesund-
heits- und Sicherheitsrisiken am Arbeitsplatz gestellt? 

Wie oben bereits dargestellt, bestand der Hauptzweck 
des Fragebogens in der Befragung sämtlicher mit der Prä-
vention befassten Personen zur Gesetzgebung zum Schutz 
von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz und deren 
Umsetzung. Das Leitprojekt umfasst Fragen an die Arbeit-
nehmer zu deren Wahrnehmung zur Gesundheits- und 
Sicherheitsprävention wie etwa die Risikowahrnehmung, 
die Exposition gegenüber Risikofaktoren, die Arbeitsbe-
dingungen sowie die Auswirkungen auf die physische und 
geistige Gesundheit. In Bezug auf die Gesundheits- und Si-
cherheitsrisiken wurden die Arbeitnehmer gebeten, die an 
ihrem Arbeitsplatz bestehenden Risiken konkret anzuspre-
chen (hierzu gehören auch die verschiedenen, vom Erlass 
Nr. 81/2008 betroffenen Risikofaktoren). Darüber hinaus 
wurden sie darüber befragt, wie gut sie ihre Abteilung ken-
nen und über ihre Ängste hinsichtlich Krankheiten oder 
Verletzungen zu berichten und ihre Meinung darüber ab-
zugeben, wie hoch sie ihr Risiko selbst einschätzen. 

Ein spezifischer Bereich zu den Arbeitsbedingungen 
setzt sich genauer mit dem Hintergrund und Inhalt der 
Tätigkeit auseinander, der die Gesundheit der Arbeitneh-
mer potentiell gefährden könnte. Außerdem wurden die 
Arbeitnehmer befragt, wie zufrieden sie mit ihrer Arbeit 
sind und ob sie sich an ihrem Arbeitsplatz wohl und dazu-
gehörig fühlen. Ebenfalls wird der körperliche und psychi-
sche Gesundheitsstatus der befragten Person untersucht. 
Konkret werden die Befragten darum gebeten, ihren all-
gemeinen Gesundheitszustand selbst einzuschätzen und 
darüber zu berichten, ob sie in den letzten zwölf Mona-
ten an Gesundheitsproblemen wie etwa Rückenschmer-
zen, Gehörproblemen, Herz- und Kreislaufstörungen oder 
Schlaflosigkeit sowie an Symptomen, die einer Depression 
zugeordnet werden können, gelitten hätten. 

3. Welche Ergebnisse lieferte die Umfrage in Bezug auf 
die Wahrnehmung der psychosozialen Risiken, wie 
etwa arbeitsbedingter Stress?

Die befragten Arbeitnehmer (8.000 Beschäftigte) berich-
teten, dass sie sich am allermeisten arbeitsbedingten Stres-
srisiken ausgesetzt sähen. Weiterhin wurden die von den 
PC-Bildschirmen ausgehenden Gefahren sowie physische 
und biomechanische Risiken genannt. Dies spiegelt sich 
auch im übergreifenden Gesamtergebnis wider, wobei es 
bedeutende Unterschiede zwischen den Wirtschafts- und 
Produktionsbranchen und je nach Größe des Unterneh-
mens gibt. Unter Berücksichtigung der sektorbezogenen 
Aufteilung der Umfrageergebnisse gehört der Gesund-
heitsbereich zu den Sektoren mit dem höchsten Durch-
schnittswert für ein arbeitsbezogenes Stressrisiko, wohin-
gegen der Sektor mit dem niedrigsten arbeitsbedingten 
Stressrisiko der Bausektor ist, in dem wiederum andere 
Risiken vorherrschen. 

4. Welche Erkenntnisse wurden in Bezug auf die Sym-
ptome wie etwa depressive Störungen gezogen?

Gesundheitszustand zubilligen. Dies ist nicht nur in der 
Gesamtwertung, sondern in sämtlichen Unterkategorien 
über alle sozio-demographischen und geschäftsspezifi-
schen Gruppierungen der Fall. Der Gesamtprozentsatz 
der Beschäftigten, die aussagten, über Gesundheitsstatus 
zu verfügen, liegt bei insgesamt 96,8% Bei jungen Men-
schen zwischen 16 und 24 Jahren beträgt dieser Wert so-
gar 100%. Allerdings ist im Allgemeinen eine Verschlech-
terung des Gesundheitszustands bei Frauen wie auch bei 
älteren Arbeitnehmern zu beobachten. 

Tendenziell nehmen die nach depressiven Störungen 
befragten Arbeitnehmer die der Umfrage vorausgehen-
den zwei Wochen als Referenzwert. So werden sie auf 
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der Grundlage der Indikatoren des psychodiagnostischen 

Interesse danach verspürt hätten, Arbeiten zu erledigen 
oder etwas zu unternehmen oder sich traurig fühlten. Die 
Mehrheit der Gesamtwertung berichtete darüber, dass sie 
während der Referenzperiode nie nur geringes Interesse 
oder wenig Freude bei der Erledigung von Dingen gehabt 
hätten, wohingegen etwa 30% der Gesamtwertung erklär-
ten, dass sie sich nur für wenige Tage in einer solchen Si-
tuation befunden hätten. Sehr ähnliche Ergebnisse zeigen 
sich für die Frage zu Traurigkeit und Verzweiflung. Nichts-
destotrotz zeigt die vertiefte Analyse der soziodemographi-
schen Untergruppen, dass mehr männliche als weibliche 
ArbeitnehmerInnen darüber berichten, in den beiden 
Wochen vor dem Interview nie ein geringes Interesse oder 
wenig Freude bei der Erledigung von Dingen verspürt und 
sich nie traurig oder verzweifelt gefühlt zu haben.  

5. Waren die Vertreterorganisationen der öffentlich 
Bediensteten an der Auswahl der im Fragebogen zu 
untersuchenden Themen beteiligt? Wenn ja, wie? 

In der Auswahlphase der näher zu beleuchtenden The-
men wurden sowohl Arbeitgeber und Arbeitnehmerorga-
nisationen als Beratungsgremium für das Projekt beige-
zogen und lieferten einen wesentlichen Beitrag zu den zu 
erörternden Punkten. 

6. Das INSuLa-Projekt zielte ursprünglich auf die 
Schaffung eines dauerhaften Systems zur Überwa-
chung der Beschäftigungsbedingungen ab und sah die 
Möglichkeit vor, die Umfrage mit der Zeit anzupassen. 
Wurde dieses permanente Monitoring-System nach 
und nach eingerichtet? 

Dieses Projekt war wesentlich für die Schaffung eines 
dauerhaften Systems zur Erkennung der Wahrnehmung 
der Gesundheits- und Sicherheitsrisiken am Arbeitsplatz 

Zudem haben wir die Möglichkeit, die Umfrage an die 
Veränderungen der Arbeitswelt und die Bedürfnisse der 
Hauptbeteiligten am Präventionssystem anzupassen. Dem-
zufolge wurden die landesweite Lokalisierung und Über-
wachung der Wahrnehmung der Arbeitnehmer in Bezug 
auf die Gesundheits- und Sicherheitsrisiken am Arbeits-
platz für den Zeitraum 2016-2018 in die obligatorischen 
Forschungsaktivitäten der Unfallversicherungsversiche-
rungsanstalt (Istituto Nazionale per Assicurazione contro 
gli Infortuni sul Lavoro, INAIL) einbezogen. 

Ein weiteres bewährtes Modell aus Italien: Die Me-
thode der staatlichen Unfallversicherung INAIL für 

arbeitsbezogene Risikobewertung und Risikomanage-
ment 

Der von der INAIL im Jahr 2010 eingeschlagene metho-
dische Weg wurde von der dem für die Gesundheit und Si-
cherheit am Arbeitsplatz zuständige Organ der britischen 
wurden in Italien im Rahmen eines Prozesses, an dem 
mehr als 75 Organisationen aus verschiedenen Produk-
tionssektoren und mehr als 6.300 Arbeitnehmer beteiligt 
waren, überprüft und für gut befunden. 

Hauptziel war die Bereitstellung einer systematischen 
Vorgehensweise, die es sowohl den Arbeitgebern als auch 
den mit den Präventionsaufgaben betrauten Beschäftigten 
ermöglicht, eine schrittweise Anleitung für den Umgang 
mit arbeitsbedingten Stressrisiken zu erarbeiten und dabei 
auf die Grundprinzipien und Prozesse zurückgreifen zu 
können, die vom derzeitigen Regulierungsrahmen abge-
deckt sind. Dies erfolgt über einen ebenso wie konsequen-
ten Ansatz durch die Nutzung der bewährten Instrumente. 

7. Kurz gesagt, wie wurde die integrierte Vorgehens-
weise zur Bewertung und zum Umgang mit arbeitsbe-
zogenem Stress gestaltet? 

Der Vorschlag der INAIL besteht aus einer integrierten 
und wissenschaftlich einwandfreien methodischen Vorge-
hensweise, die auf einem ganzheitlichen und partizipatori-
schen Ansatz beruht und eine koordinierte und integrierte 
Beteiligung der Arbeitnehmer und sämtlicher an der Risi-
koprävention Beteiligten ermöglicht. Dieses methodische 
Vorgehen ist das Ergebnis eines von der Abteilung Medi-
zin, Epidemiologie, Arbeits- und Umwelthygiene (Dipar-
timento di Medicina, Epidemiologia e Igiene del Lavoro 
e Ambientale, kurz: DiMEILA) der INAIL durchgeführten 
Forschungsprojekts. Diese Forschung führte dank der Zu-
sammenarbeit mit einem eng gesteckten Netz an nationa-
len und internationalen Partnern zur Entwicklung eines 
nachhaltigen, modularen und für Unternehmen leicht um-
zusetzenden Vorschlags zur Bewertung und Bewältigung 
von arbeitsbezogenen Risiken. Diese Vorgehensweise ba-
siert auf dem Paradigma des in Bezug auf Gesundheit und 
Sicherheit am Arbeitsplatz angewandten Risikomanage-
ments und ist daher ein dynamischer und kontinuierlicher 
Prozess, der beginnend mit der Erkennung und Messung/
Einschätzung des Risikos, die Ursachen, Strategien und 
wesentlichen Maßnahmen zur Vorbeugung und Bewälti-
gung identifiziert. 

Es handelt sich um einen zyklischen methodischen 
Prozess, der aus vier Hauptphasen besteht- einer Vorbe-
reitungsphase, zwei Phasen zur zunächst vorläufigen, 
dann zu einer vertieften Bewertung sowie einer Phase zur 
Planung der sich daraus ergebenden Maßnahmen (Moni-
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toring und Reaktion). Jede dieser Phasen ist von wesent-
licher Bedeutung und in hohem Maße empfehlenswert. 
Für jede Phase werden spezifische Instrumente und/oder 
Unterlagen zur Verfügung gestellt, die den Unternehmen, 
die vo der INAIL-Methode Gebrauch machen, auf einer 
Online-Plattform nach Registrierung kostenlos zur Verfü-
gung gestellt werden.   

8. Die so genannte „vertiefte Bewertung“ besteht aus 
der Bewertung der Risikowahrnehmung durch die 
Arbeitnehmer und dient der Erkennung und Cha-
rakterisierung von arbeitsbezogenem Stress und sei-
ner entsprechenden Ursachen und enthält ein Fra-
gebogen-Anzeigetool. Dieser Fragebogen besteht aus 
35 Fragen zu den Arbeitsbedingungen, die als mög-
liche Ursachen von arbeitsbedingtem Stress erkannt 
wurden. Wie wurden diese möglichen Ursachen von 
arbeitsbedingtem Stress zusammengefasst?

Das Fragebogen-Tool wurde von der britischen HSE auf 
der Grundlage der Managementstandards entwickelt. So-
wohl die englische wie auch später die italienische Fas-
sung wurden verifiziert und für gut befunden. Die Ma-
nagementstandards sind für die Organisation der Arbeit 
ein wesentlicher Bestandteil und können, wenn sie direkt 
angewandt werden, zu Verbesserungen für die Gesundheit 
und das Wohlbefinden der Arbeitnehmer führen, was sich 
auch positiv auf die Produktivität des Unternehmens aus-
wirkt. 

Die sechs Managementstandards decken sechs wichtige 
Bereiche der Arbeitsgestaltung ab:  

1. Anforderungen 
2. Kontrolle 
3. Unterstützung 
4. Zwischenmenschliche Beziehungen 
5. Rollenfunktion 
6. Veränderung 

Diese Bereiche sollten sich mit einigen Benchmarkgrößen 
decken, die als ideale Bedingungen erreicht werden sollten, 
um arbeitsbedingte Stressrisiken effizient in den Griff be-
kommen zu können. Der Fragebogen besteht aus 35 Punk-
ten, die sieben Bereiche umfassen, die anhand zwei alterna-
tiver Antwortreihen bemessen werden können: Eine ). Die 
faktorenbasierte Struktur der englischen Fassung wurde an-
hand des Bewertungs- und Standarisierungsprozesses bestä-
tigt, und die Schwellenwerte für jede einzelne Dimension, 
gemessen an den für die Gesamtwertung verwendeten Re-
ferenzwerten berechnet. Dies ermöglicht den Unternehmen 
die Analyse ihrer eigenen Ergebnisse durch den Vergleich 
unter sich wie auch mit den italienischen Benchmark-Wer-
ten über die Online-Plattform.  

9. Waren am Validierungsprozess des Fragebogens 
auch öffentlich Bedienstete beteiligt? Wenn ja, für 
welche öffentliche Verwaltung waren sie tätig?

Das Validierungsmuster umfasste 6.378 italienische Be-
schäftigte, die für 65 Unternehmen tätig sind. Mehr als ein 
Drittel von ihnen (36%) sind im öffentlichen Sektor tätig. 
Hierzu gehören Krankenhäuser, lokale Dienststellen, Minis-
terien, Universitäten, Regionalverwaltungen und Schulen. 

10. Hatte die INAIL die Möglichkeit zur Teilnahme an 
anderen Projekten, die auf die Umsetzung der metho-
dischen Vorgehensweise auf öffentliche Körperschaf-
ten abzielten? Was sind die Haupterkenntnisse aus 
diesen Projekten? 

Die erwähnte Abteilung Medizin, Epidemiologie, Ar-
beits- und Umwelthygiene der INAIL Überwachung und 
Reaktionsplan für die Optimierung von Bewertung und 
Umgang mit teilnehmen, das vom CCM 2013-Programm 
des italienischen Gesundheitsministeriums finanziert wur-
de. Dieses Projekt stellt einen Testlauf für den Umsetzungs-
grad der obligatorischen Ausführung der Risikobewertung 
(gemäß dem nationalen Präventionsplan 2014-2018) so-
wie für die Effizienz und die Wirkung der INAIL-Methode 
dar. Darüber hinaus war dies eine Gelegenheit zur Ent-
wicklung und Erprobung der enthaltenen Instrumente, 
die auf der Grundlage der jeweiligen charakteristischen 
Eigenschaften der Unternehmen und Sektoren, darunter 
auch denen des Gesundheitssektors, neu gewichtet wur-
den. Anhand der Überwachung der Unternehmen (durch 
die INAIL und den italienischen Regionen) wurden die 
Sektoren Gesundheit, Sozialhilfe und Pflege wie auch der 
öffentliche Sektor als die Bereiche mit dem größten Risiko 
für arbeitsbedingten Stress identifiziert. Im Rahmen dieses 
Projekts ermöglichte die Zusammenarbeit mit der Uni-
versität Bologna zudem die Einbeziehung und Erprobung 
zusätzlicher, von der INAIL-Methode vorgeschlagener 
Instrumente, die auf die spezifischen Eigenschaften des 
Gesundheitssektors zugeschnitten sind. Ziel ist die Weiter-
entwicklung der Methode durch ihre gezielte Ausrichtung 
und Einbindung in den konkreten Unternehmenskontext, 
um so die spezifischen Bedürfnisse und Besonderheiten 
eines jeden Arbeitsumfelds berücksichtigen zu können. 
In die gleiche Richtung geht auch die bereits bestehende 
Zusammenarbeit zwischen der INAIL-Abteilung Medizin, 
Epidemiologie, Arbeits- und Umwelthygiene und der Regi-
on Sardinien, die auf die Unterstützung der Region bei Be-
wertung und Bewältigung arbeitsbezogener Stressrisiken 
durch die Erprobung zusätzlicher integrativer Instrumente 
sowie die Bewertung des gesamten Methodensystems ab-
zielt. Ein weiteres Ziel des Projekts ist die Verbesserung 
und Entwicklung von speziell auf die Bedürfnisse der öf-
fentlichen Verwaltungen ausgelegten Lösungen.
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Die Europäische Union der Unabhängigen Gewerkschaften 
(CESI) vertritt die Interessen von mehr als fünf Millionen Ar-
beitnehmern bei den europäischen Institutionen und vereint 
mehr als 40 Gewerkschaftsorganisationen in 28 Mitglieds- und 
Kandidatenländern unter ihrem Dach. 

Seit 2005 ist die CESI als europäischer Sozialpartner aner-
kannt und wird in dieser Funktion regelmäßig im Rahmen des 
sozialen Dialogs konsultiert.

Die CESI-Akademie Europa ist die Forschungs- und Weiter-
bildungseinrichtung der CESI. Durch die Organisation von 
Projekten und Seminaren ermöglicht die Akademie Europa den

Mitgliedern der CESI, sich über aktuelle europäische Themen 
zu informieren und sich mit politischen Entscheidungsträgern 
sowie internationalen Experten auszutauschen.

Zu den Themenfeldern der bisherigen Projekte gehören:
- die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer
- Steuerwesen in Europa: Die Steuerverwaltungen im Zen-

trum der Krise
- die Verwendung der neuen Technologien in öffentlichen Di-

ensten Europas im Zeitalter des Web 2.0
- die Herausforderungen der Mitarbeiterwerbung und –bind-

ung im Öffentlichen Sektor
- das Europa der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
- die Mitarbeiterwerbung und –bindung im Öffentlichen Sektor
- die Förderung der transnationalen administrativen Zusam-

menarbeit in Europa
- die Erbringung hochwertiger öffentlicher Dienstleistungen in 

Europa
- Öffentlicher Dienst und Integration von Migranten in die Eu-

ropäische Union
- die Förderung der Vielfalt im Öffentlichen Dienst innerhalb 

der Europäischen Union
- das lebenslange Lernen
- Gesundheit und Prävention am Arbeitsplatz
- Vereinbarkeit von beruflichem und privatem Leben
- die Flexicurity
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